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UKRAINE

Tarif-Änderungen bei erneuerbaren Energiequellen
Deutliche Erhöhung für Wasserkraftanlagen / Vin Igo Dykunskyy

KIEW (NfA)--Das Parlament der Ukraine hat Gesetzesänderungen im 
Falle der Produktion von Strom aus alternativen Energiequellen auf 
den Weg gebracht. So werden das Regime der Festlegung der Höhe der 
Einspeisevergütungen, des sogenannten „grünen Tarifs“, geändert, das 
Erfordernis des Local Content abgeschafft und stattdessen die Bedin-
gungen der Festlegung eines Zuschlags im Falle der Nutzung von Aus-
rüstung aus ukrainischer Produktion bestimmt. 

Die Vergütung wird bis 2030 in 
Euro fixiert. Als Bezugsgröße für 
die Bestimmung der Höhe gilt der 
2009 festgesetzte Tarif für Verbrau-
cher von Strom zweiter Spannungs-
klasse (0,05385 EUR). Die Bezugs-
größe wird mit dem Koeffizienten 
des Tarifs je nach Art der Energiege-
winnung multipliziert. Die Nationa-
le Energieregulierungskommission 
wird die Umrechnung in die natio-
nale Währung zum mittleren offizi-

ellen Valutawechselkurs der Natio-
nalbank in jedem Quartal durchfüh-
ren. Bislang erfolgte die Umrech-
nung monatlich. Bezahlt werden 
muss die gesamte produzierte Ener-
gie zum „grünen Tarif“ - mit Aus-
nahme des eigenen Verbrauchs. 

Es ist nun auch möglich, dass 
Haushalte nicht nur Solar-, sondern 
auch Windenergieanlagen mit einer 
jeweiligen Leistung von bis zu 
30 kW einrichten - eine höhere 

Leistung, als zum Verbrauch nach 
dem Vertrag über die Nutzung 
von elektrischer Energie erlaubt 
wurde, ist aber untersagt. Zudem 
wird auch ein „grüne Tarif“ für 
Elektroenergie eingeführt, die aus 
Geothermie produziert worden ist. 
Die Höhe des Tarifs wird auch wei-
terhin vom Datum der Inbetrieb-
nahme der Anlage abhängen, die 
die Elektrizität aus den alternati-
ven Quellen produziert. 

Erheblich erhöht wird die Zah-
lung für Energie, die durch Wasser-
kraftanlagen gewonnen wird. Für 
Photovoltaikanlagen von industriel-
ler Bedeutung (Freiflächen) wurde 
der Tarif herabgesetzt. Die Senkung 
erfolgte im Allgemeinen wegen 
der Abschaffung der Anwendung 
des Koeffizienten für Stoßzeiten-
verbrauch. Unverändert bleibt der 
Tarif für die Windenergie. Sie hängt 
auch weiterhin von der Leistung des 
jeweiligen Windrads ab. 

Erhöht wurde der auch für Anla-
gen, die Elektrizität aus Biogas und 
Biomasse produzieren. Dabei hat 
der Gesetzgeber die Biomasse als 
„nicht geförderte, biologisch sich 
erneuernde Substanz organischer 
Herkunft“ definiert, die für eine 
biologische Zersetzung geeignet 
ist. Dazu zählen Produkte, Abfälle 
und Reste der Wald- und der Land-
wirtschaft, der Fischwirtschaft und 
der technologisch damit verbunde-

nen Bereiche der Industrie, sowie 
Bestandteile der Industrie- und 
Wirtschaftsabfälle, die für eine bio-
logische Zersetzung geeignet sind. 

Aus für Local-Content-Regel

Das Gesetz schafft die umstritte-
nen Local-Content-Regelungen ab. 
Nun wird die Nutzung von Ausrüs-
tung aus ukrainischer Produktion
durch die Festlegung eines ent-
sprechenden Zuschlags zum „grü-
nen Tarif“ gefördert, und zwar unter 
der Bedingung der Inbetriebnah-
me von Elektroenergieanlagen bis 
Ende 2024. Allerdings wird die-
ser Zuschlag nicht auf Anlagen von 
privaten Haushalten angewendet. 
Wenn der Umfang der Nutzung von 
Ausrüstung aus ukrainischer Pro-
duktion mindestens 30% umfasst, 
beträgt die Höhe des Zuschlags 
5 % ab mindestens 50% sind es 
10 %. Das Gesetz sieht ein Verzeich-
nis von Ausrüstung vor, bei dessen
Nutzung der Zuschlag zum „grünen 
Tarif“ angewandt werden kann. 
NfA/13.7.2015
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RUSSLAND

Neues Gesetz zur Industriepolitik
MOSKAU (NfA/gtai)--Zu Monats-
beginn trat in Russland das Gesetz 
„Über die Industriepolitik“ in Kraft. 
Es ist das erste Gesetz dieser Art 
auf föderaler Ebene, bislang exis-
tierten ähnliche Regelung nur regi-
onal. Als Ziel werden die Schaf-
fung einer hochtechnologischen,
wettbewerbsfähigen Industrie, die
den Anteil der Rohstoffexporte ver-
ringern soll, sowie die Sicherung der 

Arbeitsplätze und die Steigerung des 
Lebensstandards genannt. 

Das Gesetz sieht die Möglichkeit
spezieller Verträge zwischen priva-
ten Investoren und dem Staat vor. 
Diese werden für eine Dauer von 
bis zu zehn Jahren abgeschlossen. 
Demnach verpflichtet sich der pri-
vate Investor, die Produktion von 
Industriegütern einzurichten oder zu 
modernisieren. Der Staat verpflich-

tet sich, das Projekt während der 
Vertragslaufzeit zu fördern. Dem 
privaten Investor wird die Nichter-
höhung der Steuerbelastung wäh-
rend der Laufzeit garantiert - unab-
hängig von jeglichen Änderungen 
der Steuergesetzgebung. Ebenfalls 
sieht das Gesetz vor, dass eventuel-
le Rechtsänderungen, zum Beispiel 
nachträglich eingeführte gesetzliche 
Einschränkungen oder Verbote, sich 

während der Vertragslaufzeit nicht 
die Vertragspartner erstrecken. 

Dieser Investitionsvertrag unter-
scheidet sich von PPP- und Kon-
zessionsverträgen dadurch, dass der
Staat keine Mittel investiert und 
kein Eigentum erwirbt. Vielmehr 
bezweckt er die Schaffung von ide-
alen Bedingungen für die Umset-
zung des Projekts durch den priva-
ten Investor, der einen Mehrwert in 

Form von neuen Arbeitsplätzen und 
künftigen Steuereinnahmen schafft. 
Als Fördermaßnahme wird auch die 
Priorität der einheimischen Indus-
trieproduktion bei öffentlichen Aus-
schreibungen festgelegt. Im Bereich 
des allgemeinen Vergabegesetzes 
sind demnach Bedingungen, Verbo-
te und Beschränkungen für auslän-
dische Waren möglich.
NfA/10.7.2015

RUMÄNIEN /  INVEST.

Business Angels 
werden gefördert

BUKAREST (NfA/gtai)--Das neue 
rumänische Gesetz zur Investitions-
förderung sieht Steuererleichte-
rungen für private Investoren bei
Investitionen in kleine und Mikro-
unternehmen vor. Es tritt am kom-
menden Freitag Kraft. Den Status 
eines sogenannten Business An-
gels im Sinne des neuen Geset-
zes, der von den Vergünstigungen 
der neuen Gesetzesnormen pro-
fitieren kann, können natürliche 
Personen erlangen, die zwischen 
3.000 und 200.000 EUR investie-
ren. Es muss sich um eine Person 
handeln, die bislang keine Betei-
ligung an der entsprechenden Ge-
sellschaft hält. Sie darf im Rahmen 
der Investition eine - direkte oder 
indirekte - Beteiligung von maximal
49% erlangen. 

Die Person muss eine Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung der rumäni-
schen Steuerbehörden erhalten und 
darf nicht wegen Eigentums-, Kor-
ruptions- und Geldwäschegesetze 
vorbestraft sein. Bei der begüns-
tigten Gesellschaft muss es sich 
um eine solvente Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung nach rumä-
nischem Recht („societate cu ras-
pundere limitata“ -S.R.L.) handeln. 
Ausgenommen sind Unternehmen, 
die in folgenden Bereichen tätig 
sind: Bank- und Versicherungswe-
sen, Immobilien, Kohle- und Stahl-
industrie, Tabak und Alkohol, 
Schiffsbau, Rüstungsindustrie und 
Beratungsdienstleistungen.
M.D./NfA/13.7.2015
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